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Für den G+R - LRA hat einem Verkauf im Bereich des LRA Parkplatzes zugestimmt.   
                         DB Station & Service AG hat auch grundsätzlich einem Verkauf zuge- 
                         stimmt. 

- Im Bereich der alten Molkerei, wird die Grundstücksfrage im Rahmen des 
   Bauvorhabens behandelt. 
- Im Bereich Notarhaus Ecke Kolping- und Dr.-Wintrich-Str. steht Herr Bür- 
   germeister bereits in Verhandlungen. 
 

Für den P+R   - Sind noch abschließende Vereinbarung bzw. Verhandlungen mit der DB- 
   Netz zu führen. 

 
Herr Geiger von der Regierung von Oberbayern rät daher unbedingt zum Baubeginn, um 
sich die Förderung für die Maßnahme zu sichern. 
Dazu ist aufgrund des geänderten Ausbauumfanges gegenüber der Planfeststellung ein Än-
derungsantrag bei der Regierung zu stellen. 

• Das IB Immich muss daher schnellstmöglich den Änderungsantrag mit den Kostenbe-
rechnungen für den geänderten Bauumfang erstellen und der Regierung zur Prüfung 
vorlegen.  

 
Nach Genehmigung durch die Regierung müsste die Ausführungsplanung vom Büro Immich 
erstellt werden. 

 
Weitere Themen waren die Planungsvereinbarung, der Bau- und Finanzierungsvertrag für 
den Zugang West sowie die bereits beschriebenen Grundstücksverhandlungen mit der DB 
Netz, die durch die Verschiebung des P + R Platzes nach Süden erforderlich werden. Diese 
seien laut DB Grundvoraussetzung für die weiteren Planungsarbeiten der Bahn. 
Die Vertreter der Stadt haben daraufhin nochmals um eine detaillierte Aufstellung der Pla-
nungskosten und die von der Bahn geforderte Ablösesumme für den Zugang West gebeten. 
 
Die Mitteilung der DB hat ergeben dass: 

• basierend auf der Kostenschätzung vom IB Immich aus dem Jahr 2001 und der An-
nahme, dass die Ablösesumme erfahrungsgemäß rd. 20% der Baukosten betragen, 
ergäbe dies laut DB ca. 200.000,- €. 

• für die Planungsvertiefung der Lph. 3 u. 4 müsste mit ca. 40.000,- € gerechnet wer-
den. 

• für die weiteren Planungskosten der Lph. 5-9 für den Zugang West müsste mit ca. 
186.000,- € gerechnet werden 

• und die Baukosten abzüglich der Bezuschussung ca. 200.000,- € ausmachen.  
• Voraussetzung dafür ist jedoch, dass sich nach der Ausschreibung der Maßnahme 

an den vom IB Immich geschätzten Baukosten nichts ändert.  
 

Damit ergeben sich für die Stadt geschätzte Gesamtkosten für den Zugang West von  
ca. 630.000,- €.  

 
Am 16.04.07 ist eine Mail der DB Station & Service AG eingegangen, mit dem Inhalt die Pla-
nungsvereinbarung für die Planungsvertiefung der Lph. 3 und 4 schnellstmöglich zu unter-
zeichnen. Da ansonsten der barrierefreie Ausbau des Bahnsteiges und das Vorhaben der 
Stadt gefährdet wären. 
Nach Rücksprache mit Herrn Geislinger wie wir in Sachen Planungsvereinbarung, Ablöse-
summe für den Zugang West und der Bau- und Finanzierungsvereinbarung weiter machen 
sollen, hat er in einem Schreiben zusammen gefasst, das uns kurz vor der heutigen Sitzung 
zugegangen ist. 
Das Schreiben von Herr Geislinger liegt in Kopie vor. 
Tenor des Schreibens von Herrn Geislinger ist, die angesprochene Ablösesumme möglichst 
nicht zu bezahlen, da das Eisenbahnkreuzungsgesetzt das Voraussetzung für derartige Ab-
lösen ist, in diesem Fall keine Anwendung findet.  
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Nach Nr. 6.6 TA-Lärm ergibt sich die Art der Gebiete, also z.B Wohngebiet, Mischgebiet, 
usw., nach den Festlegungen in den Bebauungsplänen. Für den Fall, dass der Bebau-
ungsplan keine Festsetzungen zur Gebietsart enthält oder kein Bebauungsplan vorhanden 
ist, enthält die TA-Lärm die Vorschrift, die Gebietsart nach der entsprechenden Schutzbe-
dürftigkeit, das bedeutet, nach ihrem tatsächlichem Charakter, zu beurteilen. 
Für das mit der 30.FNP-Änderung überplante Gebiet besteht kein Bebauungsplan. Somit ist 
die Gebietsart nach der entsprechenden Schutzbedürftigkeit zu beurteilen. Die UIB geht der-
zeit von einem Mischgebiet aus, weil eine Außenbereichslage gegeben ist. Dies ist auch kor-
rekt. 
Irrtümlich geht die Untere Immissionsschutzbehörde aber nun davon aus, dass mit der Ände-
rung des Flächennutzungsplanes in ein Wohngebiet gleichzeitig auch eine Änderung von 
bisher Außenbereich in einen Innenbereich stattfindet. Dies geht fehl.  
Tatsächlich bleibt es immissionsschutzrechtlich bei den bisherigen Grundlagen. Es ändert 
sich nichts.  
Die Flächennutzungsplanung hat nach der TA-Lärm 1998 keinerlei Auswirkung auf die Fra-
ge, ob ein Grundstück dem Innen- oder Außenbereich zuzuordnen ist.  
In dem konkreten Fall verbleibt also das Grundstück auch durch die Änderung der Flächen-
ausweisung von bisher „Fläche für die Landwirtschaft“ in ein „Wohngebiet“ im Außenbereich 
und es sich auch weiterhin die dafür bisher geltenden Richtwerte der TA-Lärm anzuwenden. 
Nachdem also keine Festsetzungen eines Bebauungsplanes bestehen und die Flächennut-
zungsplanänderung keine Änderung hinsichtlich der Außenbereichslage bringt, gelten dort 
nach wie vor die Immissionsrichtwerte eines Mischgebietes, also 60 dB(A) tags bzw. 45 
dB(A) nachts. Diese können, wie oben erwähnt, eingehalten werden.  
 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu emp-
fehlen den Vortrag der Verwaltung vollinhaltlich anzunehmen und den Einwand der Unteren 
Immissionsschutzbehörde zurückzuweisen, da sie irrtümlicherweise davon ausgeht, dass 
durch die Flächennutzungsplanänderung die als Wohngebiet vorgesehene Fläche nunmehr 
dem Innenbereich zuzuordnen sei. 
 
 
Bay. Landesamt für Denkmalpflege, Schreiben vom 29.03.2007 
 
Gegen die Planung werden seitens der Bodendenkmalpflege keine Einwände erhoben. Es 
wird jedoch darauf hingewiesen, dass evtl. zutage tretende Bodendenkmäler gem. Art. 8 
Abs. 1 und 2 des Bayer. Denkmalschutzgesetzes der Meldepflicht unterliegen. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu emp-
fehlen, den Hinweis zur Kenntnis zu nehmen.  
 
 
Kramer Markus – Kreisheimatpfleger, Schreiben vom 18.03.07 
 
Es wird mitgeteilt, dass seitens der Heimat- und Denkmalpflege gegen die vorgelegte 
30. FNP-Änderung keine Einwände bestehen. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu emp-
fehlen die Stellungnahme des Kreisheimatpflegers zur Kenntnis zu nehmen.  
 
 
E.on Bayern AG, Schreiben vom 11.04.07 
 
Es wird mitgeteilt, dass gegen die Planung keine grundsätzlichen Einwendungen bestehen, 
wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen nicht beeinträchtigt 
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wird. Weiter wurde festgestellt, dass eine bestehende 20-kV-Freileitung die den Freibereich 
kreuzt, im Plan nicht eingetragen ist.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu emp-
fehlen, die Planzeichnung um die Transformatorenstation und die 20-kV-Freileitung als nach-
richtliche Übernahme zu ergänzen.  
Im Übrigen wird festgestellt, dass durch die FNP-Änderung Bestand, Sicherheit und Betrieb 
der Anlage der E.ON Bayern AG nicht beeinträchtigt werden.  
 
 
Amt für Landwirtschaft und Forsten; Schreiben vom 17.4.2007 
Deutsche Telekom AG; Schreiben vom 14.03.2007 
Erdgas Südbayern GmbH Ebersberg; Schreiben vom 04.04.2007 
 
Die o.g. Träger öffentlicher Belange erheben gegen die Planung keine Einwände.  
 
 
b) Festlegungen zum Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB 
 
Nach § 4 Abs. 2 BauGB legt die Gemeinde fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad 
die Ermittlung der Belange des Umweltschutzes zur Abwägung erforderlich ist.  
Wie aus den vorher behandelten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern öf-
fentlicher Belange zu entnehmen ist, sind die Belange des Umweltschutzes durch den Um-
weltbericht i.d.F.v. März 2007 sowohl hinsichtlich Umfang als auch Detaillierungsgrad aus-
reichend ermittelt.  
Im Hinblick auf die Stellung des Landratsamtes Ebersberg als Untere Immissionsschutzbe-
hörde vom 12.4.2007 sollte der Umweltbericht zur Klarstellung jedoch hinsichtlich des Im-
missionsschutzes nochmals verdeutlichen, dass sich durch die Flächennutzungsplanung 
keine Änderung hinsichtlich der Zuordnung zum Außenbereich ergibt und damit auch keine 
anderen Immissionsrichtwerte gelten als bereits bisher. 
Auch eigene Erkenntnisse, die weitergehende Ermittlungen erfordern, liegen nicht vor. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu emp-
fehlen, den Umweltbericht i.d.F.v. März 2007 mit der noch einzufügenden Klarstellung hin-
sichtlich der anzuwenden Immissionsrichtwerte in das Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB zu 
geben. 
Aufgrund eigener Erkenntnisse und der eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange ist erkennbar, dass eine Ausweitung des Umfangs und 
eine weitere Detaillierung der Belange des Umweltschutz über den Umweltbericht i.d.F. vom 
März 2007 hinaus, mit Ausnahme der o.e. Klarstellung, nicht erforderlich ist.  
 
 
c) Billigungs- und Auslegungsbeschluss 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Stadtrat zu emp-
fehlen, die 30. FNP-Änderung samt Begründung und dem Umweltbericht i.d.F.v. März 2007 
unter Berücksichtigung der vorher beschlossenen Ergänzungen zu billigen.  
Der Plan, Begründung und Umweltbericht sind nach Ergänzung gem. § 3 Abs. 2 BauGB öf-
fentlich auszulegen. 
 








